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£W6; wutschafiUchet odec poUtisdtee iusammensthluß?

E b sei in  aller Besdieidenheit öaTan erinnert, daß w ir an gleicher Stelle im 
Januarheft unserer Zeitsdirift 'die Frage aufwarfen, ob die EWG nicht über­

fordert sei. Damals w ar die Frage gestellt worden aus Sorge daß durch eine w elt­
w eite Ausweitung, die audi Länder mit völlig anderer W irtschaftsstruktur umfaßt, 
eine red it gefährlidie Verzögerung eintreten könnte. Die gleidie Frage muß aber 
genauso dringlid i aufgeworfen werden, wenn es um die qualitative Beurteilung 
der EWG göht. W as is t die EWG? Ist sie ein w irtsdiaftlidier Zusammensdiluß, oder 
ist sie eine politisdie Gemeinsdiaft? Diese Frage w ird jetzt allenthalben gestellt.

Aus der europäischen Sicht und aus der europäisdien Notwendigkeit streben wir 
nad i einer Kombination beider Möglichkedten. Und w ir haben uns daran  gewöhnt, 
von einem w irtsdiaftlidien Nahziel und einem politisdien Fernziel zu reden. W ahr- 
sd ie in lid i aud i aus der Erwägung heraus, daß es schwieriger ■ sein  wird, die in 
Frage kommenden Länder zur Aufgabe gewisser Souyeränitätsredite zu bringen 
als zu einem wirtschaftlichen Zusammensdiluß, der in seiner Form viel lockerer 
sein kann als die politisdie Gemeinsdiaft, die nicht ohne die Einrichtung supra­
nationaler Behörden auskommen kann.

W ir sollten uns darüber aber k lar sein, daß beide Zielsetzungen grundverschieden 
sind und auch innerhalb der Gemeinschaft k lar getrennt werden müssen. Leider 
herrscht bei uns über den qualitativen Charakter der EWG völlige Ungewißheit. 
Zweifellos steh t dem nichts im W ege, wenn einige Partner der wirtschaftlichen 
Gemeinschaft eine engere Bindung anstreben, die auch politische Fakten beinhaltet. 
Dann handelt es sich aber um Vereinbarungen, die nur eine Gruppe betreffen, die 
sich über den politischen W illen und über das politische Risiko, das sie m it der 
engeren Bindung eingehen, k lar sind und die Verantwortung dafür tragen. Eine 
solche Bindung darf aber nicht allgemeinverpflichtend sein.

W ir wollen doch ganz eindeutig hefausstellen, daß es das Ziel dler EWG war, von 
dem wiir heute noch voll überzeugt sind, durch den Zusammenschluß der einzelnen 
nationalen  W irtschaftspotentiale die Wirtschaftskraft der Gemeinschaft so zu 
erhöhen, daß jeder Partner daraus Vorteile ziehen kann. W ie groß der Vorteil 
jedoch quantitativ  ist, läßt sich auch nicht annähernd abschätzen. Selbst die handels­
politische Entscheidung, ob ein Beitritt zur EWG sich lohnt, kann nur retrospektiv 
beurte ilt werden, und auch dafür fehlen ausreichende Unterlagen.

Es w äre falsch, d ie  Vorteile d e r EWG nur handels- und zollpolitisch beurteilen 
zu wollen. Ein wirtschafts- und konjunkturpolitischer Gleichklang der Partner 
muß erw artet werden, wenn das Optimum der W irkungskraft erreicht werden 
soll. Ebenso falsch w äre es aber, die wirtsdiaftspolitischen Entscheidungen mit poli­
tischen Entscheidungen zu verwechseln.

W enn w ir diie EWG auch als eine Gemeinschaft deklarieren, die für jeden von 
V orteil sein  soll, so halten w ir es für töricht und unangebracht, von einem w irt­
schaftlichen Nahziel und einem politischen Fernziel zu sprechen. Eine solche Dekla­
ration  muß auf W iderspruch stoßen bei allen denen, deren wirtschaftlichen Beitritt 
w ir wünschen und die aus politischer Vorsicht zu gewissen Rücksichtnahmen 
gezwungen sind. Damit fordern w ir nur Kontroversen heraus, die in  der Gemein­
schaft nicht liegen und die ohnehin schwierige politische Lage noch verschärfen, (sk)
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A lle  in  d e r  A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eitrage  sin d  freie- M einungsäußerungen von P er­
sönlichkeiten  aus W irtschaft und Politik und von in- und ausländischen M itarbeitern. S ie en thalten  keine  
Stellungnahm e d er  R edaktion  und sind keine offiziösen  Ä ußerungen d e r  herausgebenden Institu tionen.
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